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(Nr. 11694.) Verordnung zur Ausführung a) des Geſetzes gegen die Steuerflucht vom 
26. Juli 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 951) und b) des Geſetzes über eine 
außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1918 vom 26. Juli 
1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 964). Vom 28, Oktober 1918. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen auf Grund der SS 1 und 21 des Geſetzes gegen die Steuerflucht vom 
26, Juli 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 951) und des § 36 des Geſetzes über eine 
außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1918 vom 26. Juli 1918 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 964), was folgt: f N 


$1. 

Die gemäß $ 1 des Geſetzes gegen die Steuerflucht für die Gemeinden 
(Gemeindeverbände) und Schulgemeinden zu verwendenden Steuerbeträge ſind in 
einen unter der Bezeichnung „Laſtenausgleichsfonds“ neu zu bildenden Nebenfonds 
des Staatshaushalts abzuführen, über deſſen Einnahmen und Ausgaben alljährlich 
in einem beſonderen Anhang zur Hauptrechnung Rechnung zu legen iſt. 


5 82. 5: 

Über den Antrag auf Freiſtellung von der Fortdauer der Steuerpflicht 
gemäß § 21 des Geſetzes gegen die Steuerflucht entſcheidet der Bezirksausſchuß. 
Gegen deſſen Entſcheidung iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Pro⸗ 
vinzialrat — und für die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin an den Oberpräft- 
denten — gegeben. 5 a 

Geſetzſaammlung 1918. (Nr. 1169411696.) 89 
Ausgegeben zu Berlin den 6. November 1918. 


. — ü 83. 
„Gegen die Steuerbeſcheide in Beſitz⸗ und Kriegsſteuerſachen fteht das Rechts⸗ 
mittel der Berufung an die Einkommenſteuer⸗Berufungskommiſſion zu. f 
Auf das Rechtsmittelverfahren finden die Vorſchriften der §§ 44 und 48 
des Einkommenſteuergeſetzes ſinngemäße Anwendung. a a 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. =. ER 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 28. Oktober 1918. © 


Siegel.) Wilhelm. 
Hergt. 


Nr. 11695.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend Rang⸗ und Titelverhältniſſe der Leiter und 
wiſſenſchaftlichen Lehrer der Landwirtſchaftsſchulen. Vom 13. Oktober 1918. 


I. den Bericht vom 7. Oktober 1918 beſtimme Ich unter entſprechender 
Abänderung Meines Erlaſſes vom 27. Januar 1906: 
1. Die Oberlehrer der Landwirtſchaftsſchulen können, ſofern fie eine 
zwölfjährige Dienſtzeit von der Beendigung des Vorbereitungsdienſtes 
ab zurückgelegt haben, bis zur Hälfte der Geſamtzahl Mir zur Ver⸗ f 
leihung des Charakters als Studienrat mit dem perſönlichen Range 
der Räte vierter Klaſſe vorgeſchlagen werden. 
2. Den bisherigen charakteriſierten Profeſſoren an den Landwirtſchafts⸗ 
ſchulen wird hiermit an Stelle des Charakters als Profeſſor der 
Charakter als Studienrat mit dem perſönlichen Range der Räte vierten 
Klaſſe beigelegt. Se 
3. Zur Verleihung des Charakters als Geheimer Studienrat können Miv - 
fortan neben den Direktoren in geeigneten Fällen auch ältere beſonders 
bewährte Studienräte vorgeſchlagen werden. . 
4. Die Kandidaten des höheren Lehramts und des landwirtſchaftlichen en 
Lehramts an den Landwirtſchaftsſchulen werden während ihrer Bor 
bereitungszeit als Studienreferendare und nach erlangter Anſtellungs⸗ 
fähigkeit als Studienaſſeſſoren bezeichnet. 
Großes Hauptquartier, den 13. Oktober 1918. 


— 


Wilhelm 
SE v. Eiſenhart⸗Rothe. N 
= An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 5 
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(Nr. 11696.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteig⸗ 
nungsverfahrens bei der Erweiterung des den A. Riebeckſchen Montan⸗ 
werken, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., gehörigen Braunkohlen⸗Tagebaues 

Hedwig bei Wildſchütz im Kreiſe Weißenfels. Vom 25. Oktober 1918. 


Auf Grund des § 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 


Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Nachträge vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 25. Sep⸗ 


tember 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 (Gefehfammt. 
S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den 


Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das den 


A. Riebeckſchen Montanwerken, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., zum Zwecke der 
Erweiterung des ihnen gehörigen Braunkohlen⸗Tagebaues Hedwig bei Wildſchütz 
im Kreiſe Weißenfels durch Erlaß des Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1918 
verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 


Berlin, den 25. Oktober 1918. 


Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. 
Drews. Schmidt. v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Fiſchbeck. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 
1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 
(Geſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 
27. Auguſt 1918, betreffend die Genehmigung der von dem General⸗ 
landtage der Weſtpreußiſchen Landſchaft am 6. Juni 1918 beſchloſſenen 
Nachträge zu 
1. dem revidierten Reglement der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 
25. Juni 1851, d i 
2. der Fürſorgeordnung, betreffend die Witwen und Waiſen von Beamten 
der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft und der Landſchaftlichen Bank der Provinz Weſtpreußen, vom 
17. April 1893, 8 
3. dem Statut der Landſchaftlichen Bank der Provinz Weſtpreußen, 
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durch die Amtsblätter | 
der Königl. Regierung in Danzig Nr. 41 S. 397, ausgegeben am 
12. Oktober 1918, und g 
der Königl. Regierung in Marienwerder Nr. 41 S. 37 3; ausgegeben 
am 12. Oktober 1918; 

2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 17. Sep⸗ 
tember 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die 
Braunkohlen⸗ und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin zur An⸗ 
legung einer neuen Abraumhalde für ihr Braunkohlenbergwerk Marie⸗ 
Anne bei Kleinleipiſch im Kreiſe Liebenwerda, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung in Merſeburg Nr. 41 S. 236, ausgegeben am 
12. Oktober 1918; 

3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 20 Sep⸗ 
tember 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die 
Dynamit⸗Aktiengeſellſchaft vormals Alfred Nobel & Co. in Hamburg zur 
Anlage einer Privakanſchlußbahn von dem Dynamitlager in Deining⸗ 
hauſen nach dem Staatsbahnhofe, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 263, ausgegeben am 19. Oktober 1918; 

4. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
u S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 14. Oktober 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche 
Reich (Reichs⸗Militär⸗Fiskus) zur Errichtung öffentlicher Anlagen in den 
Gemarkungen Warnau, Tragheim, Schloß Kalthof und Kaminke im Kreiſe 
Marienburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Danzig 
Nr. 43 S. 413, ausgegeben am 26. Oktober 1918. 
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